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I. Vorrang dieser Einkaufsbedingungen für Ware und Leistungen 

1. Diese Allgemeinen Einkaufsbedingungen gelten für alle - auch 
zukünftigen - Bestellungen von Waren und Dienstleistungen und deren 
Abwicklung. Abweichungen von diesen Einkaufsbedingungen haben 
deshalb nur Gültigkeit, wenn sie von uns ausdrücklich und schriftlich 
bestätigt worden sind. Verkaufs- und Lieferbedingungen unserer 
Lieferanten sind - auch wenn wir ihnen nicht widersprechen - 
ausgeschlossen. Insbesondere gilt die widerspruchslose 
Entgegennahme von Ware oder Auftragsbestätigungen und 
Lieferscheinen, auf denen die Allgemeinen Verkaufs- und 
Lieferbedingungen unserer Lieferanten wiedergegeben sind, nicht als 
Abänderung unserer Einkaufsbedingungen. Unsere 
Einkaufsbedingungen sind durch die Ausführung unserer Bestellung 
endgültig vereinbart. 

2. Werden für eine bestimmte Bestellung besondere, von diesen 
Bedingungen abweichende Bedingungen vereinbart, so gelten diese 
Allgemeinen Einkaufsbedingungen nachrangig und ergänzend. 

3. Die Erstellung von Angeboten ist für uns kostenlos und unverbindlich. 
 

II. Preise 

Die vereinbarten Preise verstehen sich frei der von uns angegebenen 
Empfangsstelle einschließlich Fracht-, Verpackungs- und Nebenkosten. 
Bei unfreier Lieferung übernehmen wir nur die günstigsten Frachtkosten, 
es sei denn, wir haben eine besondere Art der Versendung vorgeschrieben. 

 

III. Zahlung 

1. Mangels abweichender Vereinbarungen gelten folgende 
Zahlungsbedingungen: Rechnungen begleichen wir entweder innerhalb 
14 Tagen unter Abzug von 3 % Skonto, innerhalb von 30 Tagen unter 
Abzug von 2 % Skonto oder innerhalb 60 Tagen ohne Abzug. Sind die 
Zahlungsbedingungen des Auftragnehmers für uns günstiger, gelten 
diese. 

2. Die Fristen laufen ab Rechnungseingang, jedoch nicht vor Eingang der 
Ware bzw. bei Leistungen nicht vor deren Abnahme und, sofern 
Dokumentationen oder ähnliche Unterlagen zum Leistungsumfang 
gehören, nicht vor deren vertragsgemäßer Übergabe an uns. Die vor- 
genannten Fristen beginnen nicht vor den umseitig aufgeführten 
und/oder vereinbarten Lieferterminen. 

3. Zahlungen erfolgen mittels Banküberweisung. Die Zahlung ist 
rechtzeitig, wenn die Überweisung am Fälligkeitstag bei der Bank in Auf- 
trag gegeben wurde. 

4. Aufrechnungs- und Zurückbehaltungsrechte stehen uns im gesetzlichen 
Umfang zu. 

 

IV. Lieferfristen 

1. Vereinbarte Liefertermine und -fristen sind verbindlich und müssen 
genau eingehalten werden. Bis 8 Tage vor Ablauf des vereinbarten 
Liefertermins darf der Auftragnehmer nur mit unserer ausdrücklichen 
Zustimmung liefern. 

2. Drohende Lieferverzögerung ist uns unverzüglich mitzuteilen. Im Falle 
einer teilweisen oder vollständigen Überschreitung des Liefertermins 
sind wir unbeschadet weiterer Schadensersatzansprüche berechtigt, 
trotz Annahme der Lieferung eine Vertragsstrafe von 1% des 
Gesamtkaufpreises pro angefangene Woche der Verzögerung, 
höchstens jedoch 10% des Gesamtkaufpreises zu verlangen. 

3. Im Falle des Lieferverzugs stehen uns außerdem alle gesetzlichen 
Ansprüche zu. Insbesondere sind wir berechtigt, nach fruchtlosem 
Ablauf einer angemessenen Nachfrist Schadensersatz statt der 
Leistung zu verlangen. 

 

V. Eigentumsvorbehalt und Schutzrechte 

1. Bezüglich der Eigentumsvorbehaltsrechte des Auftragnehmers gelten 
dessen Bedingungen mit der Maßgabe, dass das Eigentum an dem 
Kaufgegenstand mit Bezahlung dieses Gegenstandes auf uns übergeht 
und dementsprechend die Erweiterungsformen des sogenannten 
Kontokorrent- und Konzernvorbehaltes nicht gelten. Auf Grund des 
Eigentumsvorbehaltes kann der Verkäufer die Ware nur 
herausverlangen, wenn er zuvor vom Vertrag zurückgetreten ist. 

2. Zeichnungen, Muster und sonstige Unterlagen oder Hilfsmittel, die wir 
dem Auftragnehmer zur Verfügung stellen, bleiben in unserem 
Eigentum. Sie dürfen nur bestimmungsgemäß verwendet werden und 
sind uns jederzeit nach unserer Aufforderung zurückzugeben. 

3. Der Auftragnehmer hat insbesondere gewerbliche Schutzrechte und 
Urheberrechte, an denen uns Eigentums-, Nutzungs- oder 
Verwertungsrechte zustehen, zu respektieren. Ihre Nutzung oder 
Verwertung ist nur zu den vertraglich vereinbarten Zwecken 
zugelassen. Erzeugnisse aus von uns oder in unserem Auftrag 
entworfenen Unterlagen, Zeichnungen, Modellen und anderen 
Beistellungen darf der Auftragnehmer weder für eigene noch Zwecke 
Dritter verwenden oder verwerten. Er darf sie Dritten weder anbieten 
noch an Dritte ausliefern. 

 

VI. Ausführung der Lieferungen und Gefahrübergang 

1. Der Auftragnehmer trägt die Gefahr des zufälligen Untergangs und der 
zufälligen Verschlechterung. Das gilt auch bei „franko”- und „frei Haus”- 
Lieferungen. Erfüllungsort ist, sofern nicht anderes vereinbart, unser 
Betrieb, sonst die von uns angegebene Versandadresse. Die Gefahr 

des zufälligen Untergangs und andere Gefahren gehen erst mit Abnahme 
des Liefergegenstandes und/oder der Leistung durch uns oder unseren 
Abnehmer auf uns über, spätestens jedoch 2 Monate nach Übergabe der 
Ware am Bestimmungsort. 

2. Teillieferungen bedürfen unserer Zustimmung. 

3. Mehr- oder Minderlieferungen sind nur im handelsüblichen Rahmen 
gestattet. 

4. Verpackungskosten trägt der Auftragnehmer, falls nicht schriftlich etwas 
anderes vereinbart wurde. Tragen wir im Einzelfall aufgrund 
entsprechender schriftlicher Vereinbarung die Kosten der Verpackung, 
so ist uns diese billigst zu berechnen. Die Rücknahmepflichten richten 
sich nach gesetzlichen Verpackungsgesetzen in der jeweils aktuell 
geltenden Fassung. 

VII. Erklärungen über Ursprungseigenschaft 

Für den Fall, dass der Auftragnehmer Erklärungen über die 
Ursprungseigenschaft der verkauften Ware abgibt, gilt folgendes: 

1. Der Auftragnehmer verpflichtet sich, die Überprüfung der Ursprungs- 
nachweise durch die Zollverwaltung zu ermöglichen und sowohl die 
dazu notwendigen Auskünfte zu erteilen als auch eventuell erforderliche 
Bestätigungen beizubringen. 

2. Der Auftragnehmer ist verpflichtet, den Schaden zu ersetzen, der 
dadurch entsteht, dass der erklärte Ursprung infolge fehlerhafter 
Bescheinigung oder fehlender Nachprüfungsmöglichkeit von der 
zuständigen Behörde nicht anerkannt wird. Diese Haftung trifft den 
Auftragnehmer jedoch nur bei schuldhaftem Verhalten oder beim 
Fehlen einer zugesicherten Eigenschaft oder Garantie. 

VIII. Gesetzlicher Mindestlohn (MiLoG), Arbeitnehmerentsendegesetz 
(AEntG), Verbot illegaler Beschäftigung, Lieferkettengesetz (LkSG) 

Der Auftragnehmer stellt sicher, dass die von ihm oder von 
Subunternehmern zur Ausführung von Verträgen mit uns eingesetzten 
Mitarbeiter/-innen den gesetzlichen Mindestlohn nach MiLoG erhalten 
oder, wenn die Leistungen nach AEntG zu vergüten sind, das jeweils 
vorgeschriebene Mindestentgelt erhalten. Der Auftragnehmer wird 
seinen Pflichten zur Zahlung von Beiträgen an 
Sozialversicherungsträger, Berufsgenossenschaften, Krankenkassen 
und anderen Einrichtungen nachkommen. 

 

IX. Inspektion und Prüfung 

Wir und unsere Abnehmer sind berechtigt, die Qualität der Arbeit während 
der Herstellung und/oder die Liefergegenstände nach Fertigstellung am 
Herstellungsort (Gegenstände mit Schutzüberzügen und Anstrichen vor 
Anbringung derselben) zu prüfen. Die Kosten, die am Herstellungsort 
anfallen, trägt der Auftragnehmer. 

 

X. Qualität der Ware / Leistung 

1. Lieferungen/Leistungen dürfen nicht verstoßen 
a) gegen die Bestimmungen der Unfallverhütungs- und sonstige öffentlich-

rechtliche Vorschriften, sowie gegen die allgemein anerkannten 
sicherheitstechnischen und arbeitsmedizinischen Regeln, 

b) gegen die einschlägigen Regeln und Erfordernisse, die von 
Fachverbänden pp. für Liefergegenstände/Leistungen der bestellten 
Art sind, 

c) gegen Schutzrechte Dritter (z.B. Patente, Patentanmeldungen, 
Gebrauchsmuster, Geschmacksmuster, Urheberrechte) sowie 
Geschäfts- und Betriebsgeheimnisse Dritter. 

2. Sollten wir von Dritten gleichwohl wegen Verletzungen solcher 
Vorschriften und/oder Rechte in Anspruch genommen werden, so hat 
uns der Lieferant von derartigen Ansprüchen auf erstes Anfordern 
unverzüglich frei- zustellen. Weitere Schadensersatzansprüche bleiben 
vorbehalten. 

3. Der Auftragnehmer ist verpflichtet, in eigener Verantwortung den 
Produktionsprozess und die Qualitätssicherung so zu planen, zu 
organisieren und zu realisieren, dass eine umfassende 
Qualitätsüberwachung und Qualitätslenkung gewährleistet ist, und alle an 
das Produkt gestellten Qualitäts- und Sicherheitsanforderungen 
eingehalten werden. Dies betrifft alle Produkte, gleichgültig ob der 
Auftragnehmer diese selbst herstellt, bearbeitet, veredelt oder von Dritten 
bezieht, bearbeiten oder veredeln lässt. Es ist weiterhin sicherzustellen, 
dass bei der Herstellung von drucktragenden/nachweispflichtigen Artikeln 
alle gültigen Gesetze und geforderten Herstellerregelwerke inklusive der 
zugehörigen Regelwerke der Schiffsklassifikationsgesellschaften 
eingehalten werden. 

4. Der Auftragnehmer hat stets die anerkannten Regeln der Technik sowie 
die jeweils gültigen gesetzlichen und behördlichen Vorgaben einzuhalten.  

5. Der Auftragnehmer hat auch in anderen Fällen bezogen auf das jeweilige 
zu liefernde Produkt Kennzeichnungspflichten, wie z.B. der CE-
Kennzeichnung nachzukommen. Der Auftragnehmer ist außerdem 
verpflichtet, einen Warenursprung, unabhängig ob er präferenziell oder 
nicht-präferenziell ist, in Form einer Lieferantenerklärung oder einer 
Ursprungsangabe kostenlos auszustellen. Dieses Dokument muss den 
jeweils gültigen gesetzlichen Bestimmungen in Form und Richtigkeit 
entsprechen. 

6. Maschinen und technische Arbeitsmittel müssen entsprechend den 



Vorschriften des Produktsicherheitsgesetzes (ProdSG) hergestellt sein, 
mit einer Betriebsanleitung in deutscher Sprache ausgestattet sein, der 
bei Lieferung aktuellen Maschinenrichtlinie entsprechen und eine CE-
Kennzeichnung aufweisen. Unvollständige Maschinen müssen im Sinne 
des Konformitätsverfahrens eine Einbauerklärung aufweisen. 

 

XI. Haftung für Mängel und Verjährung 

1. Soweit die kaufmännische Untersuchungs- und Rügepflicht nach § 377 
HGB gilt, beschränkt sich die Pflicht von uns auf die Prüfung gelieferter 
Ware auf Menge und Identität, äußerlich erkennbare Transport- und 
Verpackungsschäden sowie Stichproben auf ihre wesentlichen 
Merkmale hin, soweit dies zumutbar ist. Erkennbare Mängel werden wir 
innerhalb von acht (8) Kalendertagen nach Ablieferung gegenüber dem 
Auftragnehmer anzeigen. Bei Ablieferung nicht erkennbare, später 
auftretende Mängel werden wir dem Auftragnehmer innerhalb von acht 
(8) Kalendertagen nach Entdeckung anzeigen. Insoweit verzichtet der 
Auftragnehmer auf den Einwand der verspäteten Mängelrüge. Eine 
weitergehende Wareneingangs- und Rügepflicht wird im Übrigen 
ausgeschlossen. 

2. Der Auftragnehmer schuldet mangelfreie Lieferungen und Leistungen. 
Diese müssen die vereinbarten Beschaffenheitsmerkmale sowie 
garantierte Werte und Eigenschaften aufweisen und den geschuldeten 
Verwendungszweck erfüllen. Die Ware oder Leistung muss auch frei von 
Rechtsmängeln sein. Lieferungen müssen mit vorgeschriebenen 
Sicherheitsvorrichtungen ausgestattet sein. Einschlägige Umweltschutz-
, Gefahrstoff-, Gefahrgut- sowie Unfallverhütungsvorschriften und 
Anforderungen an Arbeitssicherheit sind zu beachten. Am 
Leistungserbringungsort bei uns geltende, dem Auftragnehmer zur 
Kenntnis gebrachte besondere Sicherheitsvorschriften sind einzuhalten. 
Der Auftragnehmer sichert zu, dass von ihm gelieferte Waren 
sämtlichen, insbesondere innerhalb der EU geltenden gesetzlichen 
Anforderungen, Spezifikationen, Anforderungen oder Richtlinien 
entsprechen.  

3. Die Freigabe von vorgelegten Zeichnungen o.ä. durch uns berührt nicht 
die Verantwortlichkeit des Auftragnehmers für die ordnungsgemäße 
mangelfreie Vertragserfüllung. 

4. Bei Mängeln und im Garantiefall stehen uns die gesetzlichen 
Mängelansprüche zu. In jedem Fall sind wir berechtigt, vom 
Auftragnehmer nach unserer Wahl Mangelbeseitigung oder Lieferung 
einer neuen, mangelfreien Sache zu verlangen. Nach Ablauf einer 
einmalig gesetzten Nachfrist, in der die Nacherfüllung scheitert, stehen 
uns weitere Rechte zu, insbesondere auf Minderung oder Rücktritt, 
sowie Schadensersatz. Das Recht auf Schadensersatz, insbesondere 
das auf Schadensersatz statt der Leistung bleibt ausdrücklich 
vorbehalten. Entstehen uns durch mangelhafte Lieferung Folgekosten 
wie zum Beispiel Prüf-, Arbeits-, Wege-, Ein- und Ausbaukosten, 
Handlingkosten, allgemeine Verwaltungskosten, so haben wir das 
Recht, diese Kosten an den Auftragnehmer zu belasten. 

5. Der Auftragnehmer stellt sicher, dass die Lieferungen und Leistungen in 
Übereinstimmung mit der Bestellung und ohne Einschränkung in 
Übereinstimmung mit den höchsten und neuesten Standards der Regeln 
der Sicherheit, Technik und Verarbeitung ausgeführt werden., 
Einzubeziehende Materialien und Ausrüstung sind neu und bei 
Leistungen wird ausschließlich qualifiziertes Personal eingesetzt. 
Zudem versichert der Auftragnehmer, dass er uns das vollständige 
unbeeinträchtigte Eigentum an den gelieferten Waren überträgt und 
auch sonstige Leistungen frei von Rechtsmängeln sind. 

6. Soweit Garantieansprüche über die gesetzlichen Mängelansprüche 
hinausgehen, bleiben diese unangetastet. Für die der Verjährung 
unterliegenden Mängelansprüche läuft eine Frist von 24 Monaten, die 
mit Lieferung und/oder Leistung bzw. Abnahme, falls eine solche 
gesetzlich vorgesehen, oder vereinbart ist, zu laufen beginnt. Soweit 
gesetzlich eine längere Verjährungsfrist vorgesehen ist, gilt diese. Die 
Dauer und der Lauf der regelmäßigen Verjährungsfrist bleiben hiervon 
unberührt. 

7. Die Verjährungsfrist ist gehemmt, wenn zwischen den Vertragsparteien 
über Mängelansprüche Verhandlungen geführt werden oder wenn der 
Auftragnehmer einen gerügten Mangel überprüft oder behebt. Werden 
im Zusammenhang mit der Nacherfüllung Teile ersetzt, beginnt für diese 
die Verjährungsfrist neu zu laufen. 

8. In dringenden Fällen, wenn der Auftragnehmer nicht erreichbar war und 
die Gefahr unverhältnismäßig hoher Schäden besteht, haben wir das 
Recht, die Mängel auf Kosten und Gefahr des Auftragnehmers selbst 
oder durch Dritte zu beseitigen. Wir werden den Auftragnehmer solche 
Maßnahmen aber immer vorab trotzdem unverzüglich informieren. 

9. Der Auftragnehmer tritt uns bereits jetzt - erfüllungshalber - alle 
Ansprüche ab, die ihm gegen seine Vorlieferanten aus Anlass und im 
Zusammenhang mit der Lieferung mangelhafter Waren oder solcher 
Waren zustehen, denen zugesicherte Eigenschaften fehlen. Er wird uns 
zur Geltendmachung solcher Ansprüche sämtliche hierfür erforderlichen 
Unterlagen aushändigen. 

10. Soweit der Auftragnehmer für einen Fehler oder Produktschaden 
verantwortlich ist, ist er verpflichtet, uns insoweit von 
Schadensersatzansprüchen Dritter auf erstes Anfordern freizustellen, 
als die Ursache in seinem Herrschafts- und Organisationsbereich 
gesetzt ist, der Fehler dem Auftragnehmer zugeordnet werden kann 
oder er im Außenverhältnis selbst unbeschränkt haftet. 

11.      Im Rahmen der Haftung des Auftragnehmers für Schadensfälle im 
Sinn von Abs. (10) ist dieser auch verpflichtet, sämtliche Aufwendungen, 
z.B.  gemäß §§ 693, 670 BGB, sowie gemäß §§ 930, 940, 426 BGB zu 
erstatten, die sich aus oder im Zusammenhang mit einer von uns 

durchgeführten Rückrufaktion ergeben. Über Inhalt und Umfang der 
durchzuführenden Rückrufmaßnahmen werden wir den Auftragnehmer, 
soweit möglich und zumutbar, unterrichten und dem Auftragnehmer 
Gelegenheit zur Stellungnahme geben. Unberührt bleiben sonstige 
gesetzliche Ansprüche, die uns zustehen. 

12. Der Auftragnehmer verpflichtet sich, eine Produkthaftpflicht-Versicherung 
mit einer pauschalen Deckungssumme von EUR  10 Mio. pro 
Personenschaden/Sachschaden zu unterhalten; stehen uns 
weitergehende Schadensersatzansprüche zu, so bleiben diese 
unberührt. 

 

XII.Werkzeuge, Modelle, Zeichnungen und andere Unterlagen 

1. Von uns beigestellte oder für uns angefertigte Werkzeuge, Modelle, 
Zeichnungen und andere Unterlagen dürfen ausschließlich zur 
Ausführung unserer Aufträge verwendet werden. Sie sind geheim und 
dürfen Dritten ohne unsere Zustimmung nicht zugänglich gemacht 
werden. Sie sind bis auf Widerruf, längstens jedoch zwei Jahre nach 
dem letzten Einsatz, ordnungsgemäß aufzubewahren und uns danach 
auszuhändigen. 

2. Die Anfertigung sowie die Be- und Verarbeitung solcher Werkzeuge, 
Modelle, Zeichnungen und anderer Unterlagen, die der Auftragnehmer 
in unserem Auftrag fertigt, erfolgen für uns als Hersteller mit der Folge, 
dass wir hieran Eigentum erwerben. 

3. Alle dem Auftragnehmer überlassenen Unterlagen, Informationen, 
Geschäfts- oder Betriebsgeheimnisse, z.B. in technischen Zeichnungen, 
Berechnungen, Planungen, Produktideen  oder Beistellungen und das 
sonstige Know-how von uns oder unseren („Informationen“), welches ihm 
während der geschäftlichen Zusammenarbeit bekannt wird, hat er geheim 
zu halten und darf es Dritten nicht ohne ausdrückliche schriftliche 
Zustimmung überlassen oder zur Kenntnis bringen oder anderweitig 
selbst oder durch Dritte außerhalb des von uns gestatteten Zwecks 
wirtschaftlich oder anderweitig verwenden oder verwerten. Die 
Offenbarung vertraulicher Informationen und die etwaige Übermittlung 
von Unterlagen, Mustern oder Modellen begründet für den Auftragnehmer 
keinerlei Rechte an gewerblichen Schutzrechten, Know-how oder 
Urheberrechten und stellt keine Vorveröffentlichung und kein 
Vorbenutzungsrecht im Sinne des Patent- und des 
Gebrauchsmustergesetzes dar. Soweit Dritte durch den Auftragnehmer 
mit vertraulichen Informationen von uns in Berührung kommen, muss der 
Auftragnehmer vorher mit diesen eine vergleichbare schriftliche 
Geheimhaltungsvereinbarung schließen und uns dies auf Anfrage 
nachweisen. Der Auftragnehmer hat auch alle durch seinen Einsatz 
gewonnen Kenntnisse und Ergebnisse geheim zu halten, und zwar auch 
über die Dauer der Zusammenarbeit mit uns hinaus. Die 
Geheimhaltungsverpflichtung gilt insoweit auch nach Abwicklung dieses 
Vertrages; sie erlischt nur, wenn und soweit das in den überlassenen 
vertraulichen Informationen enthaltene Fertigungs-, Produkt-, System- 
oder Herstellungswissen ohne Verletzung dieser Geheimhaltungspflicht 
allgemein bekannt geworden ist. 

4. Wir sind berechtigt, die vom Auftragnehmer überlassenen Daten unter 
Berücksichtigung der geltenden Datenschutzbestimmungen, soweit sie 
für die vertragliche Zusammenarbeit benötigt werden, zu speichern und 
zu verarbeiten, auch soweit es sich um personenbezogene Daten 
handelt. Der Auftragnehmer ist verpflichtet, die gesetzlichen 
Bestimmungen über den Datenschutz einzuhalten. 

5. Eine Bekanntgabe der mit uns bestehenden Geschäftsverbindung in 
Veröffentlichungen oder zu Werbezwecken ist nur nach vorheriger 
schriftlicher Zustimmung gestattet. Eine öffentliche Auswertung der 
Geschäftsbeziehung ist grundsätzlich untersagt. 

 

XIII. Erfüllungsort, Gerichtsstand und anzuwendendes Recht 

1. Erfüllungsort für die Lieferung ist, sofern nichts anderes vereinbart, 
unser Betrieb. 

2. Gerichtsstand ist Aalen. Wir können den Auftragnehmer nach unserer 
Wahl auch an seinem Gerichtsstand verklagen. 

3. Für alle Rechtsbeziehungen dem Auftragnehmer und uns gilt in 
Ergänzung zu diesen Bedingungen das Recht der Bundesrepublik 
Deutsch-land. Die Anwendbarkeit des Übereinkommens der Vereinten 
Nationen vom 11.04.1980 über den internationalen Warenkauf ist 
ausgeschlossen. 

4. Sollten einzelne Bestimmungen dieser Geschäftsbedingungen 
unwirksam oder undurchführbar sein oder nach Vertragsschluss 
unwirksam oder undurchführbar werden, bleibt davon die Wirksamkeit 
des Vertrages im Übrigen unberührt. An die Stelle der unwirksamen oder 
undurchführbaren Bestimmung soll diejenige wirksame und 
durchführbare Regelung treten, deren Wirkungen der wirtschaftlichen 
Zielsetzung am nächsten kommen, die die Vertragsparteien mit der 
unwirksamen bzw. undurchführbaren Bestimmung verfolgt haben. Die 
vorstehenden Bestimmungen gelten entsprechend für den Fall, dass sich 
der Vertrag als lückenhaft erweist. 

 


